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In dem Rechtsstreit

Beschlossen:

Die Revision des —-xxx - Klägers «EC-XXXEWJC

gegen das Urteil des .......1........ Landessozialgerichtsiää
N??é■■ää????Ü„..vom 7aAR&QSt.3952„... wird als unzulässig

verworfen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

E."DOIÖIOOOQOOOIC.....IOIOOIOO.
CO....OOOUOOOOOOCUO...

......C...‘

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :

Der Beklagte Verlangt vom Kläger die Entrichtung von
Beiträgen zur gesetzlichen Unfallversicherung (UV), weil
‘der Kläger in seinem Privathaushalt eine Hausgehilfin

beschäftigt hat. Gegen.diese Beitragsforderung wendet
sich der Kläger mit der Begründung,.nach seiner Ansicht

sei der Privathaushalt kein Unternehmen, der Haushaltungs—

verstand demgemäß kein Unternehmer, von dem für die Beschäf—

tigung einer Hausgehilfin UV-Beiträge zu entrichten seien.

Das Sozialgericht_hat die Klage gegen den Beitragsbescheid
in der Gestaltung durch den Widerspruchsbescheid abgewiesen.

‘
Das

Landessczialgericht (LSG) hat die Bernfung des Klägers

zurückgewiesen. ' —

Mit seiner nicht zugelasSenen, form- und fristgerecht ein-

gelegten Revision rügt der Kläger, das Berufungsverfahren

leide an einem wesentlichen Mangel, weil das Urteil des

LSG nicht mit Gründen versehen sei. Die Entscheidungs—

gründe seien insofern unvollständig, als sie wesentliche

Teile des Berufungsvorbringens - nämlich die Aquührungen

zu 55 538, 539, 915, 916, 917 der Reichsversicherungsordnnn%g

(EVO) aF, aus denen der Kläger die Versicherungsfreiheit

seines Privathaushalte und damit die mangelnde Berech—

tigung der Beitragsforderung herleitete — mit Stillschweiger

übergangen hätten.

Diese Rüge hat keinen Erfolg. Unerheblich ist dabei, daß
das bemängelté Fehlen der Entscheidungsgründe nicht — wie

die Revision meint - unter Heranziehung der $5 133 Nr. S,

138 Nr. 6 der Verwaltungsgerichtsordnung Zu prüfen ist,

sondern daß hierfür die gleichlautende —über 5 202 des
8621a1gerichtsgesetzes (SGG)ent3prechend anwendbare (vgl.
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BSG9, 153, 158; 18, 18, 22) - Vorschrift des 5 551 Nr. 7
der Zivilprozeßordnung (ZPO) in Betracht kommt. Nach der
Auslegung dieser Vorschrift in Recht$prechung und Schrifttum
(vgl. Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts,

"9. Aufl., s. 705 mit weiteren Nächweisen) ist allerdings der
Fall des 5 551 Nr. 7 ZPO nicht nur dann gegeben, wenn das.

Berufungsurteil überhaupt keine Entscheidungsgründe enthält,

sondern auch, wenn in den Gründen ein selbständiges Angriffs—
oder Verteidigungsmittel mit Stillschweigen übergangen wird.

Die Entséheidüngsgründe des LSG befassen sich nun zwar mit

der Frage der Rechtsgültigkeit des Erlasses des Redähs—
arbeitsministers Vom 16. März 1942, berücksichtigen aber

- wie die Revision an sich zutreffend vorträgt —mit keinem

Wort die vom Kläger dargelegten Erwägungen, daß schon aus-_

dem Wortlaut der 55 538, 539, 915, 916, 917 RVG a? die Ver?
,

sicherungsfreiheit der Privathaushaltungen zu folgern sei.
In dieser Beziehung sind die Entscheidungsgründe unvoll—

ständig, was im Hinblick auf eine älle Beteiligten möglichst

überzeugende Entscheidung des Rechtsstreits zu bedauern sein
mag .

Nicht JedeUnvollständigkeit der Entscheidungsgründebedeutet
indessen einen wesentlichen Verfahrensmengel, der zur Statt—

haftigkeit der Revision führt. Es bedarf hier keiner ab—

schließenden Prüfung, ob das vom LSG übergengene klägerische

Vorbringen überhaupt als ein selbständiges Angriffsmittel

—(vgl. Rosenberg aaO—S. 277; BGHZ ?, 258, 240) anzusehen ist.

Selbst wenn dies zu bejahen sein sollte, würde die gerügte

’ Unvollständigkeit der Entscheidungsgründe keinen so schwer—

wiegenden Verfährensvarstoß bedeuten, wie ihn 5 551 Nr. 7 ?
ZPO varaussetzt, weil das vom LSG nicht berücksichtigte

Berufungsvorbringen ohne weiteres als fehlsargn ersichtlich

*ist (vgl. noz 156,11}, 119; 160, 338, 343;RG/3W 1950, 705
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Nr. 7; Stein/Jonas/Schönke/Pohle, ZPO—Kommentar, 18. Aufl;‚

‚Anm. II 7 a zu’5 551); Wenn das LSG, das sich mit den
schwierigen Fragen zur Rechtsgültigkeit des RAM—Erlasses

vom 16. März 1942 eingehend auseinandergesetzt hat, der
Ansicht gewesen sein sollte, die vom Kläger zur Auslegung

der 55 538, 539, 915 ff RVG aF vertretene Rechtsauffassung

sei so völlig unhaltbar‚ daß eine ernsthafte Auseinander—'
setzung hiermit nicht angezeigt erscheine, so wäre dem eine—

gewisse Berechtigung nicht abzusprachen, wenn/gleich — wie

der vorliegende Fall zeigt — hieraus die Gefahr aussiehts—

loser Revisionseinlegung erwachsen kann. Die 55 538, 539,
EVO aF bilden - entgegen den Interpretationsversuchen des

Klägers — gerade einen bedeutsamen Anhaltspunkt dafür, daß

seit dem 1. Januar 19Ä2 Privathaushaltungen als "Unternehmen'

die Häushaltsvorstände als ”Unternehmer" (5 653 EVOaF)
}anzusehen sind (vgl. BSG18‚«95, 94);.äie in beiden Vor— *

schriften enthaltene Wendung "mit Ausnahme der Haushalts—

vorstände" bedeutet lediglich, daß diese 1"u r 1 h r e 4
e i g e n e P e r s o n’ (desgleichen ihre Ehegatten:

5 538 Abs. 2, S 539 Abs. 2) vom Kreis der kraft Satzung
‘Pflichtversicherten wie auch der freiwillig Versicherten

ausgeschlossen sind; hieraus zu folgern, auch die im Private

haushalt beschäftigten familienfremden PerSonen seien unver—

sichert, wäre durchaus abweQig. Ebenso unhaltbar sind die
Schlüsse, die der Kläger aus den 55 915, 916, 917 RVGaF

gezogen hat. Die in 5 916 Abs. 1 Nr. 1 und 2 RVG aF auf-
gestellten

Erfordernisse einer engeren Beziehung zwischen

Haushalt und landwirtschaftlichem Unternehmen sind allein

bedeutsam für die Zuständigkeitsabgrenzung zwischen der

,
Lanäwirtschaftlichen UV und der Allgemeinen UV, nicht

,‘ 'dagegen für die Frage eines Versicherten Beschäftigungs—

» verhältnisses im Haushalt ($ 537 Nr. 1 BVG aF) an sich.

Entsprechendes gilt für $ 917 EVOaF. ‘
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“

Hiernach kann dem Standpunkt der Revision, das angefochtene

Urteil verwirkliche wegen der Lückenhaftigkeit seiner Ent»

scheidungsgründe den absoluten Revisionsgrund des $ 551 Nr. 7
ZPO, nicht beigepflichtet werden. Der gerügte Verfahrens—

mangel liegt nicht vor, so daß die Statthaftigkeit der
Revision nicht auf 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGGgestützt werden
kann (vgl. BSG 1, 150). Ein Anwendungsfall des 5 162 Abs. 1
Nr. 3 SGG ist von vornherein nicht gegeben.

Die Revision ist somit als unzulässig zu verwerfen (S 169

_Satz 2 306).
‚.Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung '

‘
des 5 193sec. ‘
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